
Angesichts einer drohenden Wirtschaftskrise hat Uni-

onsfraktionschef Friedrich Merz der Koalition Untätig-

keit und Desinteresse vorgeworfen. Merz forderte die 

Koalition in einer Aktuellen Stunde des Bundestages 

auf, Reformen anzugehen und ihrer Verantwortung 

gerecht zu werden. Die wirtschaftliche Lage ist laut 

Merz von hoher Inflation und eklatantem Facharbei-

termangel, schwindender Wettbewerbsfähigkeit und 

einer erstmals seit Jahrzehnten negativen Handelsbi-

lanz geprägt. Eine solche Situation sei „nicht durch 

Runde Tische zu beseitigen“, sagte er in Anspielung 

auf die Konzertierte Aktion. Das erste Treffen des 

Bundeskanzlers mit den Spitzen von Unternehmen und 

Gewerkschaften war am Montag ergebnislos zu Ende 

gegangen. Die Unionsfraktion hatte deshalb eine aktu-

elle Stunde des Bundestages zur Konzertierten Aktion 

beantragt.  

CSU-Landesgruppenchef Alexander Dobrindt sagte 

der Regierung: „Ihr Krisenmanagement ist schlicht 

verheerend.“ Vor allem tue die Regierung nicht genug, 

um die Energielücke zu schließen, die droht, wenn der 

russische Präsident Wladimir Putin Deutschland den 

Gashahn zudrehen sollte. Dobrindt sprach sich dafür 

aus, die drei noch laufenden Kernkraftwerke, die Ende 

des Jahres abgeschaltet werden, länger am Netz zu hal-

ten. Lieber „Kernkraft statt kalter Winter“, sagte er.   

Als eine Möglichkeit zur Wiederbelebung der 
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Besucher aus dem Wahlkreis 

Eine Gruppe politisch interessierter Bürgerinnen und 

Bürger aus dem Wahlkreis Biberach haben Berlin be-

sucht. Auf dem Programm stand neben einem Besuch 

der Plenarsitzung des Bundestages auch ein Gespräch 

mit Josef Rief, bei dem die aktuelle Krisensituation 

und deren Folgen Thema waren. ■ 
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Besuchen Sie Josef Rief auch auf seiner 
Homepage, bei Facebook und auf Instagram! 

Josef Rief beim Hammelsprung um 1.45 Uhr am Freitagmorgen. 

http://www.instagram.com/josefrief
http://www.facebook.com/josefriefmdb
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Fortsetzung von Seite 1 

Wirtschaft nannte der CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende 

eine Unternehmensteuerreform. Die Koalition nutze 

jedoch die Konzertierte Aktion als Alibi für den Ver-

zicht auf Reformen. Merz kritisierte auch die Untätig-

keit der Regierung bei der Beseitigung des Fachkräfte-

mangels. So sei trotz steigender Arbeitslosenzahlen das 

Prinzip „Fordern und Fördern“ bei der Sozialhilfe ab-

geschafft worden.  

Das Desinteresse der Bundesregierung an den Proble-

men des Landes und den Sorgen der Bürger machte 

Merz auch daran fest, dass kein Mitglied der Bundesre-

gierung an der Debatte im Bundestag teilnahm. Des-

halb beantragte die Unionsfraktion per Hammelsprung, 

ein Kabinettsmitglied herbeizuzitieren, scheiterte aber 

an den Gegenstimmen der Koalition. Dass die Koaliti-

onsabgeordneten dies auch noch beklatschten, zeige 

deren Arroganz, betonte Dobrindt. ■ 

Bundeshaushalt 2023 unsolide – Schuldenbremse 

wird nur auf dem Papier eingehalten 

Das Bundeskabinett hat am Freitag vergangener Woche 

den Entwurf des Bundeshaushalts 2023 verabschiedet. 

Der Haushalt ist ein wahres Luftschloss und wird der 

Realität des kommenden Jahres nicht standhalten. Statt-

dessen macht er den Eindruck, als solle er das Überle-

ben des Bundesfinanzministers und der Ampel-

Koalition retten.  

Vielfache Haushaltsrisiken wie der Ukraine-Krieg, die 

Corona-Pandemie sowie die permanenten Mehrforde-

rungen aus Projekten der Ampel sind nicht berücksich-

tigt. Lediglich 5 Mrd. Euro sind als Vorsorge veran-

schlagt. Man fragt sich, ob das Realitätsverweigerung 

oder Zweckoptimismus ist. Es ist schwer vorstellbar, 

dass dieses Geld zur Lösung etwaiger Probleme ausrei-

chen wird. 

Die Widerstandsfähigkeit und Robustheit dieses Haus-

halts hängt auch davon ab, wie groß die Widerstands-

kraft des Bundesfinanzministers gegenüber den Milliar-

denforderungen von SPD und Grünen ist. 

Schon jetzt wird die Obergrenze der zulässigen Neu-

verschuldung mit 17,2 Mrd. Euro vollständig ausge-

schöpft. Gleichzeitig trickst der Bundesfinanzminister 

und umgeht indirekt die Schuldenregel indem 40,5 

Mrd. Euro aus einer Rücklage genommen werden. Die 

eigentliche Nettoneuverschuldung wäre also sehr viel 

höher. Nach der so genannten Schuldenbremse des 

Grundgesetzes darf der Bund Kredite nur in Höhe von 

0,35 Prozent des Bruttoinlandsproduktes aufnehmen.  

Insgesamt sind für 2023 Ausgaben von 445,2 Milliar-

den Euro geplant. Das entspricht einer Senkung von 50 

Mrd. Euro gegenüber 2022. Die Haushaltsberatungen 

im Bundestag beginnen im September und sollen bis 

Ende November abgeschlossen sein. Die CDU/CSU-

Bundestagsfraktion wird in den anstehenden Beratun-

gen den Regierungsentwurf kritisch prüfen, denn es 

geht um das Geld der Bürgerinnen und Bürger und um 

zukunftsfeste Investitionen für die nächsten Generatio-

nen. ■ 

Reisechaos – und was man dagegen tun kann 

Flug verpasst, Koffer verschwunden, Zug ausgefallen? 

Willkommen im deutschen Sommer 2022! Pünktlich zu 

Ferienbeginn geht nicht mehr viel, weder an Flughäfen 

noch auf Bahnhöfen. Und die Ampel-Koalition tut… 

nichts. Die Unionsfraktion aber will nicht länger zuse-

hen. Sie fordert von Rot-Grün-Gelb einen Plan, wie es 

in Zukunft besser werden kann.  

 

An allen Ecken und Enden fehlen Arbeitskräfte, vor 

allem gut ausgebildete Fachkräfte. Das betrifft nicht 

nur Fluggesellschaften, Hotels und Gaststätten. Insge-

samt sind 1,74 Millionen offene Stellen gemeldet: in 

Gesundheit und Pflege, im Sozial- und Bildungsbe-

reich, im Handwerk und in IT-Betrieben, in der Metall- 

und Elektroindustrie. Arbeitsuchende, die die Lücken 

füllen könnten? Fehlanzeige.  

 

„An die Arbeit!“, ruft die Unionsfraktion der Ampel-

Koalition zu. Alle Bundesminister, die mit Tourismus, 

Verkehr, Arbeit zu tun haben, sollen sich zu einem 

Flugreise-Gipfel treffen. Bis spätestens September sol-

len sie einen ausgetüftelten Plan vorlegen, wie das Cha-

os beseitigt werden kann. Dreh- und Angelpunkt: Es 

müssen wieder genügend Menschen eingestellt werden, 

damit es an den Flughäfen läuft.   

 

Die Jobcenter müssen den Unternehmen bei der Ein-

stellung von Arbeitskräften helfen. Zur Not müssen sie 

eben Lohnkostenzuschüsse zahlen. Denn die Arbeit an 

den Flughäfen – bei der Abfertigung, der Sicherheits-

kontrolle oder der Gepäckbeförderung – muss sich für 

die Menschen lohnen. Auch die Ausbildung in der Rei-

sebranche muss attraktiver werden. Warum nicht den 

Azubis ein Ticket für den öffentlichen Nahverkehr an-

bieten oder eine günstige Wohnung? Und schließlich 

müssen die Jobs mit dem Familienleben vereinbar sein. 

Stichwort: flexible Arbeitszeiten. ■  


